
Die Sache gewinnt aber ein anderes Gesicht, wenn die 
Parteidisposition einen bereits anhängigen Anspruch 
betrifft. Eine solche Verfügung über den Streitgegen­
stand, die ja auch da, wo sie über das materiellrecht­
liche Rechtsverhältnis disponiert, stets zugleich das 
Verfahren beeinflußt, also immer auch eine Prozeß­
disposition ist (z. B. Anerkenntnis, Vergleich), würde 
aus diesem Grund die Gerichtsiherrschaft über das Ver­
fahren beeinträchtigen, wenn sie unbeschränkt zu­
lässig wäre. Das bedeutet, daß ihre Wirksamkeit von 
der Zustimmung des Gerichts abhängig gemacht werden 
muß. Die Gerichtsherrschaft über das Verfahren ist 
nicht Selbstzweck, sondern dient dazu, eine Lösung des 
einmal vor Gericht gelangten Konflikts zu gewähr­
leisten, die der gesellschaftlichen Entwicklung zugute 
kommt. Erfüllt die Parteidisposition diesen Zweck, so 
wird das Gericht ihr zustimmen; erfüllt sie ihn nicht 
(und das ist immer — aber nicht nur da — der Fall, wo 
die Disposition, im Ergebnis einen gesetzwidrigen Zu­
stand schaffen würde), so kann die Zustimmung nicht 
erteilt werden. Nach diesem Gesichtspunkt wäre also 
die gerichtliche Zustimmung z. B. auch da zu verwei­
gern, wo ein Vergleich oder Verzicht die notwendige 
Klärung und Lösung eines überTlen konkreten Prozeß 
hinaus bedeutsamen gesellschaftlichen Widerspruchs 
verhindern würde: den Parteien steht es frei, mit ihrem 
Konflikt vor Gericht zu gehen, aber ist das ein­
mal geschehen, so geht die letzte Entscheidung dar­
über, wie und in welcher Form das Verfahren durch­
zuführen und zu beenden ist, darüber also, wie das 
sozialistische Recht durchgesetzt wird, auf das Gericht 
über. Hiermit scheint mir am besten gekennzeichnet zu 
sein, inwieweit der Inhalt der Parteidisposition neu zu 
gestalten ist.

Soweit es sich dabei um die Dispositionsakte des Ver­
gleichs, des Anerkenntnisses und des Verzichts handelt, 
gibt es kaum abweichende Auffassungen, zumal da die 
Notwendigkeit der gerichtlichen Bestätigung dieser 
Akte ja seit mehr als dreieinhalb Jahren bewährter 
Rechtszustand in Ehesachen ist. Dieselbe Notwendigkeit 
besteht aber, wie ich im Gegensatz zu Püschel6 meine, 
auch für die Klagerücknahme. Für sie trifft das oben 
zur Neugestaltung der Dispositionsbefugnisse der Par­
teien Gesagte genau ebenso zu wie für jene Akte. Die 
Klagerücknahme steht bekanntlich schon nach der ZPO 
nicht im freien Belieben des Klägers, sondern hängt 
nach Eintritt in die mündliche Verhandlung von der 
Einwilligung des Verklagten ab, dem damit Schutz 
gegen eine etwaige neue Klage und der Anspruch 
darauf gewährleistet werden sollte, daß die einmal 
streitig gewordene Sache nun auch endgültig ent­
schieden werde. Aber dieses selbe Interesse — nur um 
vieles bedeutsamer, weil es eben ein gesellschaftliches 
Interesse ist — hat auch der sozialistische Staat, dem es 
in zahlreichen Fällen nicht gleichgültig sein kann, ob 
ein bis zum Gericht gediehener Konflikt infolge der 
Klagerücknahme ungelöst bleibt. Er kann es auch nicht 
zulassen, daß das Gericht womöglich eine große Arbeit 
auf die Bereinigung des Streitfalls verwandt hat und 
der Kläger berechtigt sein sollte, die hier im Interesse 
der Durchsetzung des Rechts geleistete staatliche Tätig­
keit ohne Zustimmung des Gerichts mit einem Feder­
strich zunichte zu machen. Es wird also künftig auch 
die Wirksamkeit der Klagerücknahme von der Zu­
stimmung des Gerichts abhängig zu machen sein, 
während sich eine besondere Einwilligung der anderen 
Partei erübrigt, weil das Gericht bei . seiner Ent­
schließung auch deren Interesse an der Beendigung des 
Prozesses durch Urteil in Rechnung zu ziehen hat. Für 
Scheidungssachen müßte die naheliegende Ausnahme­
bestimmung geschaffen werden, daß das Gericht die Zu­
stimmung zur Klagerücknahme nicht gegen den über­
einstimmenden Willen beider Parteien versagen darf.

3. Im Zusammenhang mit der Stellung der Parteien 
im künftigen Prozeß ist abschließend deren Stellung bei 
der Durchführung der Z w a n g s v o l l s t r e c k u n g  
zu behandeln. In dieser Hinsicht sind zwei extreme 
Standpunkte möglich. Auf der einen Seite läßt sich 
sagen — und die bisher de lege ferenda angestellten Er­
wägungen gingen im wesentlichen nach dieser Rich­
tung —, daß sich1 das Interesse des sozialistischen

« NJ 1959 S. 130.

Staates, dessen Rechtsprechung zur Lösung eines Kon­
flikts in Anspruch genommen worden ist, grundsätzlich 
auch darauf erstreckt, daß das Ergebnis der gericht­
lichen Untersuchung und Feststellung nun auch reali­
siert wird — nötigenfalls zwangsweise —, weil erst 
damit das sozialistische Recht zur Durchsetzung gelangt. 
Daß das Gericht zwar zunächst ein Urteil erläßt und 
damit autoritativ festlegt, wie der Streitfall nach dem 
Gesetz zu lösen ist, sich dann aber um die Durch­
setzung des eigenen Urteils überhaupt nicht mehr 
kümmert, solange nicht die interessierte Partei die 
Initiative ergreift, entspricht durchaus der bürgerlichen 
Konzeption vom Parteienprozeß und vom Gericht als 
neutralem Schiedsrichter, aber nicht der Rolle und Lei­
tungsaufgabe des sozialistischen Gerichts. Diese und die 
weitere Erwägung, daß die Prozedur nach der ZPO zu 
Verzögerungen der Urteilsrealisierung führt, die mit 
dem auch für die Zwangsvollstreckung maßgeblichen 
Konzentrationsplanzip nicht zu vereinbaren sind, er­
geben die von dieser Auffassung vertretene Forderung, 
auch die Vollstreckung der Gerichtsherrschaft über das 
Verfahren unterzuordnen, insbesondere also eine Rege­
lung einzuführen, kraft deren nach Eintritt der Voll­
streckbarkeit das Gericht von Amts wegen die Zwangs­
vollstreckung einzuleiten und durchzuführen hat.

Vom entgegengesetzten Standpunkt her läßt sich ar­
gumentieren, daß die gerichtliche Feststellung eines 
Anspruchs an der Natur des diesem zugrunde liegenden 
subjektiven Rechts nichts ändert, daß es dem Gläubiger 
nach wie vor freisteht, über die ausgeurteilte Forderung 
nach den Regeln des materiellen Rechts zu verfügen, 
z. B. auf sie zu verzichten, und daß es dieser Rechtslage 
entspreche, wenn dem Gläubiger die Initiative für die 
Durchführung der Zwangsvollstreckung überlassen 
werde.

Nach meiner Auffassung, der die Grundkommission 
im Prinzip beigetreten ist, muß eine Verbindung dieser 
beiden extremen Standpunkte vorgenommen werden, 
was um so eher möglich ist, als das staatliche Interesse 
an der Realisierung des Urteils und das Interesse des 
Gläubigers hierzu ja in aller Regel parallel gehen, das 
Verhältnis Gericht—Gläubiger also gerade im Voll­
streckungsstadium ein Verhältnis enger Zusammenar­
beit sein muß. Auszugehen ist vom gesellschaftlichen 
Interesse an der endgültigen Lösung des Konflikts, das 
in der Tat erfordert, daß das Gericht von Amts wegen 
auf den Beginn und die Durchführung der Voll­
streckung Einfluß nimmt. Damit aber andererseits eine 
Vollstreckung vermieden werden kann, wenn der Gläu­
biger die Urteilsforderung gestundet oder erlassen hat, 
sonst darüber verfügt hat oder befriedigt worden ist, 
wäre eine Regelung etwa des Inhalts vorzunehmen, daß 
der Sekretär innerhalb einer bestimmte Frist (z. B. 
zwei Wochen) nach Eintritt der Vollstreckbarkeit die 
Vollstreckung von Amts wegen einleitet, sofern nicht 
der Gläubiger bis dahin anzeigt, daß aus einem der 
genannten Gründe von der Vollstreckung Abstand zu 
nehmen ist. Auf diese Prozedur wären die Parteien 
bei der Urteilsverkündung ausdrücklich hinzuweisen. 
Die Vollstreckung wäre von Amts wegen bis zur Be­
friedigung des Gläubigers fortzusetzen.

*

Wenn vorstehend die Stellung des Gerichts und die 
der Parteien im künftigen Zivilprozeß des besseren 
Überblicks halber getrennt untersucht worden sind, so 
darf, das ist wiederholt zu betonen, daraus nicht auf 
eine Gegensätzlichkeit der beiderseitigen Position ge­
schlossen werden. Das Wesen des sozialistischen Pro­
zesses ist nur richtig zu verstehen, wenn Gericht und 
Parteien — zusammen mit den übrigen Prozeßbetei­
ligten — als eine Art Arbeitsgemeinschaft unter Lei­
tung des Gerichts aufgefaßt werden, deren Ziel die 
kollektive Lösung des im Prozeß zutage tretenden ge­
sellschaftlichen Widerspruchs ist. Dies den Parteien 
nahezubringen, ist eine der vornehmsten Aufgaben des 
Gerichts; es versteht sich, daß die vom persönlichen 
Interesse am Prozeßausgang bestimmte Einstellung, die 
den Prozeß als Kampf gegen die andere Partei auffaßt, 
d. h. also die bürgerliche Einstellung zum Prozeß, nur 
allmählich und als Ergebnis der allgemeinen Entwick­
lung des sozialistischen Bewußtseins überwunden
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